
Verfassungsgerichts, die Mitglieder des Rechnungshofes, 
die Mitglieder der Staatsbank und der Datenschutzbeauftragte 
nicht angehören.

(2) Die Abgeordneten sind Vertreter des ganzen Volkes und an 
Aufträge und Weisungen nicht gebunden. Niemand kann einen 
Abgeordneten zwingen, gegen seine Überzeugung zu entschei­
den.

(3) Die Abgeordneten haben das Recht, in der Volkskammer 
oder deren Ausschüssen das Wort zu ergreifen, Fragen und 
Anträge zu stellen sowie bei Wahlen und Beschlüssen ihre Stim­
me abzugeben. Die Geschäftsordnung gewährleistet das Rede­
recht nicht fraktionsgebundener Abgeordneter und deren Mitwir­
kung in den Ausschüssen.

(4) Dem Abgeordneten stehen eine seine Unabhängigkeit si­
chernde Vergütung sowie Aufwandsentschädigung und die un­
entgeltliche Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel zu. Die Rech­
te der Abgeordneten sind nicht übertragbar und nicht pfändbar.

Artikel 53

(1) Ein Abgeordneter darf zu keiner Zeit wegen seiner Abstim­
mung oder wegen einer Äußerung, die er in der Volkskammer 
oder in einem ihrer Ausschüsse getan hat, gerichtlich oder 
dienstlich verfolgt oder sonst zur Verantwortung gezogen wer­
den.

(2) Einem Abgeordneten darf für Äußerungen, die er in Ausübung 
des Rederechts macht, weder das Wort entzogen noch die Teil­
nahme an Sitzungen verwehrt werden. In anderen Fällen kann 
ein Ausschluß von der Sitzung nur mit einer Mehrheit von drei 
Vierteln der anwesenden Abgeordneten erfolgen. Der Ausschluß 
von der Sitzung darf nicht zum Ausschluß von einer Abstimmung 
führen.

(3) Wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung darf ein Abge­
ordneter nur mit Erlaubnis der Volkskammer verfolgt werden. Bei 
Festnahme und anderen Zwangsmaßnahmen der Strafverfol­
gung muß unverzüglich eine Entscheidung der Volkskammer her­
beigeführt werden. Bis zur Entscheidung der Volkskammer
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